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Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

./. beehrt sich, in der Anlage 25 Exemplare des Entwurfes eines 

Bundesgesetzes, mit dem das Weingesetz geändert wird (Wein­

gesetznovelle 1985), samt Erläuterungen zu übermitteln. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Der Bundesminister: 

H a i  d e n  

Bitte führen Sie unsere Geschäftszahl in Ihrer Antwort an! 
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Zl. 12.601/01-1 2/85 

Bundesgesetz vom • • • • • • • • • • • • • •  

mit dem das Weingesetz 1 961 geändert wird 
(Weingesetznovelle 1 985) 

Der Nation�lrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Weingesetz 1 961 , BGBl.Nr. 187, in der Fassung 
der Bundesgesetzes BGBl.Nr. 1 98/1 964, BGBl.Nr. 334/1 971 , 

--BGBl.Nr. 60/1 972, BGBl.Nr. 506/1974, BGBl.Nr. 51 9/1975, 
BGB1. Nr. 300/1976, BGBl.Nr. 446/1 980 �nd BGBl.Nr. 391/1 983, 
wird wie folgt geändert: 

1 .  § 1 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(1 ) Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das durch 
alkoholische Gärung aus dem Saft frischer und für die 
Weinbereitung geeigneter Weintrauben hergestellte 
Getränk. Die Weintrauben sind 

a) frisch, solange sie ohne Zusatz fremder Flüssig­
keit Saft hergeben können, 

b) geeignet, wenn der Saft ein Mostgewicht von minde­
stens 1 30 Klosterneuburger Mostwaage (kurz KMW) 
aufweist. 

In Jahren-besonders ungünstiger Reifeverhält-
nisse hat der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft über Antrag eines Landes für eines oder 
mehrerer seiner Weinbaugebiete durch Verordmung 
Mindestmostgewichte festzulegen, die unter 1 30 KMW, 
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jedoch nicht unter 110 ZMW ,  liegen dürfen. Voraus� 

setzung für eine solche Maßnahme ist, daß die be­
treffedden Länder die Lese vor einem bestimmten 
Zeitpunkt� der einen aU$reichenden Reifegrad der 
Traube.n nicht erwarten läßt , untersagt haben. 

(2) Wein im Sinne dieses Bundesgesetzes ist auch ver­
setzter Wein; darunter ist Wein zu versteheh, dessen 
'Beschaffenhei t auf besondere BehandlungsweisED. oder 
auf die Verwendung von Zusätzen bei der Erzeugung 
neben der durch die Weintrauben gegebenen Eigenart 
zurückzuführen ist. Solche Weine sind: 

a) Dessertwein: mit Alkohol oder Weindestillat, Zucker, 
Traubenmost oder Mostkonzentrat verstärkter oder 
gezuckerter Wein, der mindestens 13, höchstens aber 
22 1-12 Raumhundertteile (kurz Rht) Alkohol enthält. 

b) Aromatisierter Wein: Dessertwein, der mit pflanzlichen 
Würz stoffen oder anderen natürlichen Stoffen so 
behandelt ist, daß er deren eigentümlichen Geruch 
oder Geschmack angenommen hat. 

c) Alkoholarmer aromatisierter Wein (Aperitif): 
aromatisierter Wein, dessen Alkoholgehalt mindestens 
5 Rht beträgt und "der mit Traubenmost, alkohol­
freiem Wein (§ 7 Abs.4) sowie pflanzlichen Würz­
stoffen oder Auszügen aus diesen versetzt wurde; 
der Grundweinanteil muß mindestens 70 v.H. betragen. 

d) Wermut, Wermut trocken (dry) oder Wermutwein, 
Wermutwein trocken (dry) : aromatisierter Wein, der 
durch Verwendung von Wermutkraut und sonstigen 
pflanzlichen Würzsto{fen oder von Auszügen aus 
diesen hergestellt wird, einen diesen Stoffen ent­
sprechenden Geruch oder Geschmack aufweist und eine 

1iindestmenge von 75 Rht , bei Wermut trocken (dry) 

oder Wermutwein trocken (dry) von 70 Rht an Grundwein 
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sowie bestimmte Mindestwerte an Alkohol, Zucker, 
zucker- und säurefreiem Trockenextrakt (Extrakt­
rest) sowie Asche entpält; die Mindestwerte hat 
der Bundesminis-ter für Land- und Forstwirtschaft 
unter Bedachtnahme auf internationale MaBstäbe durch 
Verordnung festzustellen. 

e) Perlwein : Wein, der je Liter bis zu 40 Gramm unver­
gorenen Zucker, bis zu 1 2  Rht Alkohol und einen 
Kohlensäureüberdruck von mindestens 1 bis höch­
stens 2, 5 bar bei 200. C aufweist. 

f) Schaumwein (Sekt) : jeder sonstige schäumende Wein 
mit einem Alkoholgehalt von mindestens 1 Rht, der 
beim Öffnen des Behältnisses durch Entweichen von 
ausschlieBlich aus der Gärung stammendem Kohlen­
dioxyd -gekennzeichnet ist und in geschlossenen Be­
hältnissen bei 200 C einen überdruck von mindestens 
3 bar aufweist. " 

2. § 2 lautet: 

"§ 2. Was dieses Bundesgesetz für den Wein bestimmt, 
gilt dem Sinne nach auch für die Keltertrauben und ohne 
Rücksicht auf den Gärungszustand für Traubenmaische, 
Traubenmost, Sturm und Traubendicksaft sowie für die 
Zwischenerzeugnisse bei Weiterverarbeitung zu ver­
setztem Wein. " 

3. § 5 Abs-. 2 lautet: 

"(2) Wenn angenommen werden muß, daß ein bestimmtes 
physikalisches Verfahren, das den Voraussetzungen des 

Abs. 1 ni cht entspricht, in der Kellerwirtschaft an­

gewendet werden soll oder bereits angewendet wird, 

hat der Bundesminister für Land- und Far stwirtschaft 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit 
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und Umweltschutz und dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie durch Verordnung festzustellen, 
daß das Verfahren unzulässig ist. " 

4. Dem § 7 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt: 

" (4) Alkohol darf entzogen werden, wenn 

a) dies unter schonender Entgeistung erfolgt'und die 
sonstigen entzogenen Weinelemente wieder zugesetzt 
werden, 

b) das Endprodukt nicht mehr als 0, 5 Rht Alkohol ent­
hält und 

c) auf der Etikette deutlich die Bezeichnung 'alkohol­
freier Wein' aufscheint. 

(5) Wer alkoholfreien Wein zu gewinnen beabsichtigt, 
hat dies dem Bundeskellereiinspektor unter Bekanntgabe 
der 'voraussichtlichen Menge schriftlich mitzuteilen. " 

5. § 8 Abs. 5 lautet: 

" (5) Die Erzeugung von Rotwein oder Rosewein (Schiller­
wein) durch Verschneiden von Weißwein und Rotwein ist 
ab 1. September 1989 verboten." 

6. § 9 Abs. 4- lautet: 

"(4) Es darf jedoch h6chstens je Hektoliter Most zu­
gesetzt werden: 

a) Zucker bis zu 4, 5 kg oder 

b) inländischer 'Traubendicksaft oder Zucker und in­
ländischer Traubendicksaft in solcher Menge, daß 

.. 

die Erh6hung des Zuckergehaltes des Gesamtverschnittes 

nicht mehr als 4,5 kg beträgt." 
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7. § 1 0  Abs. 2 lit. a bis c lautet: 

1t(2) Soweit es zur Erzielung der besonderen für die 
Arten der versetzten Weine charakteristischen Eigen­
schaften 6der Geschmackswirkungen erforderlich ist, 
sind bei der Herstellung von versetztem Wein über 
die Weinbehandlungsvorschriften gemäß den §§ 2 bis 9 
hinaus noch folgende Beha�dlungsweisen zulässig: 

a ) das Zusetzen von 

Traubenmost, Traubensaft oder inländischem 
Traubendicksaft über die Beschränkungen der §§ 8 und 9 
hinaus, 

Zucker über die Beschränkungen der §§ 6 und 9 
hinaus, 

Alkohol, sei es zur Erhöhung des Alkoholgehaltes 
C-Aufspritung) oder zur Hemmung der Gärung bei Trauben­
most, wobei alkoholarmen aromatisierten Weinen nur 
Weindestillat, das mindestens 58 Rht aufweist, 
zugesetzt werden darf und 

Auszügen, die mit Wein aus Rosinen, Korinthen 
und anderen getrockneten Trauben hergestellt werden; 

b ) das nochmalige Gären von Wein (Umgären ); 

c ) bei aromatisiertem Wein das Zusetzen von gesundheits­
unschädlichen pflanzlichen Würz stoffen oder anderen 
natürlichen Stoffen, bei alkoholarmen aromatisierten 
Weinen, bei Wermut, Wermut trocken (dry ), Wermutwein 
oder Wermutwein trocken ( dry ), unbeschadet der Be­
stimmung des § 6 Abs. 1 lit. a, auch in Form von 
wässerigen Auszügen; " 

8. 1m � 11 treten anstelle der bisherigen Abs. 4 und 5 di e 
folgenden Absätze: 
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" (4) Traubenmost im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 
der aus inländischen frischen Weintrauben gewonnene 
Saft. 

(5) Sturm im Sinne dieses Bundesgesetzes ist das durch 
Gärung von Traubenmost (Abs. 4) gewonnene Erzeugnis mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 1 Rht, solange es 
sich im Zustand-der Gärung befindet. Die Gärung kann 
jedoch im Zuge der Behandlung unterbrochen und vor 
der Abgabe an den Verbrauche� wieder eingeleitet werden. 

(6) Traubenmost von noch nicht voll ausgereiften Trauben, 
der vor Beginn der allgemeinen Lese gewonnen wurde, � 

als Traubenmost oder Sturm dem Verbrauch zugeführt zu 
werden (Frühmost oder früher Sturm), ist nach den für 
Wein geltenden Vorschriften zu behandeln, darf jedoch 
ein Ivlindestmostgewicht von 1 10 KMW aufweisen und, auch 
wenn ein natürlicher Mangel an Zucker im Sinne des § 9 
Abs. 3 nicht vorliegt, aufgebessert werden. Wird derart 
aufgebesserter Traubenmost zu Wein verarbeitet, so 
darf er, soferne er das für Wein erforderliche Mindest­
mostgewicht aufgewiesen hat, nur zur Herstellung von 
versetztem Wein verwendet werden. 

(7) Wer Frühmost, frÜhen Sturm oder Sturm aus Trauben­
saft oder -most einer früheren Ernte zu gewinnen be­
absichtigt, um diese Getränke in Verkehr zu bringen, 
hat dies dem Bundeskellereiinspektor unter Bekanntgabe 
der voraussichtlichen Menge schriftlich mitzuteilen." 

9. § 1 6  Abs. 1 und 2 lautet : 

11(1)  Die Bezeichnung 'Österreichischer Wein' gemäß § 1 5  
Abs. 1 lit. a darf nur für Wein aus Trauben verwendet 

werden, die ausschließlich im Inland erzeugt wurden.-

123/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 7 von 40

www.parlament.gv.at



• 
- 7 -

(2) Eine Bezeichnung gemäß § 1 5  Abs. 1 lit. b bis d 
darf nur für· Wein aus Trauben verwendet werden, die 
ausschließlich in dem angegebenen Herkunftsbereich 
erzeugt wurden. tI 

1 0. § 19 Abs. 1 bis 5 lautet: 

n §  19. Landweine und Qualitätsweine 

(1) Unter der Bezeichnung 'Landwein' darf Wein in 
Verkehr gesetzt werden, der aus einer Weinbauregion 
stammt, die für die Weinbauregion typischen charakte­
ristischen Eigenschaften aufweist sowie mit einem 
Hinweis auf seine geographische Herkunft (§ 1 5  Abs. 1 
lit. b bis d) versehen ist. Der Alkoholgehalt darf 
jedoch höchstens 1 1  Rht,_der Gehalt an unvergorenem 
Zucker höchstens 4 Gramm je Liter betragen • 

. (2) Unter der Bezeichnung 'Qualitätswein' darf Wein 
in Verkehr gesetzt werden, wenn 

a) die Weintrauben, die für die Herstellung des Weines 
verwendet werden, ausgenommen für die. Herstellung 
von Wein mit einer überregionalen Herkunfts­
bezeichnung (§ 16 Abs. 6), aus einer Weinbauregion 
stammen und einer durch Verordnung des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft bezeichneten Weiß-
oder Rotweinrebsorte zugehören, 

b) der Wein kein versetzter Wein ist, 

c) der Wein in Aussehen, Geruch und Geschmack harmonisch 
und frei von Fehlern ist, 

d) der Wein für die Rebsort e , soweit hierüber Angaben 

gemacht sind, typisch ist, 

e) d er Saft d e r  Weintraub e n  ein �9stgewicht von mind e­

stens 150 KIIl\\' auf gewies en hat , 

f) an weiteren Mindestwerten Weißwein 18  Gramm zucker­
freien Extrakt j e  Lit er , 9 , 5  Rht Alkohol, 1,4 Gramm 
Asche je Liter und 4, 5 Gramm Gesamtsäure je Liter, 
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berechnet als Weinsäure, und Rotwein 1 8  Gramm 
zuckerfreien Extrakt je Liter, 9,5 Rht Alkohol, 
1 ,6 Gramm Asche je Liter und 4,0 Gramm Gesamt­
säure je Liter, berechnet als Weinsäure, enthält, 

g) der Wein mit einem Hinweis auf seine geographische 
Herkunft (§ 1 5 Abs. 1 lit. b bis g) oder auf eine 
überregionale Herkunft (§ 16 Abs. 6) versehen ist, 

h} der Wein, soweit er für die AusfUhr bestimmt ist, 
mit einer amtlichen Prüfnummer oder dem Weingüte­
siegel versehen ist. 

(3) In der Verordnung gemäß Abs. 1 lit. a sind jene 
Rebsorten zu bezeichnen, die auf Grund des Klimas 

• 

sowie der Bodenbeschaffenheit der Weinbauregionen 
geeignet sind, hochwertige Kel.tertrauben hervorzubringen. 

(4) Unter den in den lit. a bis g dieses Absatzes an­
geführten besonderen Bezeichnungen, auch in Verbindung 
mit einer der Bezeichnungen '�ualitätswein besonderer 
Reife und Leseart' oder 'Prädikatswein' darf Wein in 
Verkehr gesetzt werden, wenn die nachstehend näher 
beschriebenen Voraussetzungen zutreffen: 

a) 'Kabinett' oder 'Kabinettwein' ist Wein aus Trauben, 
deren Saft ein Mostgewicht von mindestens 1 70 KMW 
aufgewiesen hat und dessen Restsüße nicht mehr 
als 6 Gramm je Liter unvergorenem �ucker aufweist; 

b) 'Spätlese' oder 'Spätlesewein' ist Wein aus Trauben, 
die erst nach der allgemeinen Lese der betref­
fenden Sorte in vollreifem Zustand geerntet worden 

sind und deren Saft ein Mostgewicht von mindestens 
190 KMW auf gewi e s en hat; 

c) 'Auslese' o der 'Au s l e s ewein' ist Spät le s e, die aus ­

schließlicb aus s orgfältig aus gelesenen Traub en 

unter Aus s onderung aller nicht vo llreif e� fehler ­

haften und kranken Beeren gewonnen wurde und deren 
Saft ein Mostgewicht von mindestens 21 0 ��w aufge­
wiesen hat; 
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d) 'Beerenauslese' oder 'Beerenauslesewein' ist Aus­
lese aus überreifen und edelfaulen Beeren, die in 
guten Lagen gewonnen wurden und deren Saft ein 
Mostgewicht von mindestens 250 KMW aufgewiesen hat; 

e) 'Ausbruch' oder 'Ausbruchwein' ist Wein, der aus­
schließlich aus edelfaulen oder überreifen, auf 
natürliche Weise eingetrockneten Beeren stammt. Zur 
besseren Auslaugung des natürlichen Zuckergehaltes 
kann frischgekelterter Traubenmost oder Wein der­
selben Art und Lage zugesetzt werden. Der daraus _ 

gewonnene Saft muß ein Mostgewicht von mindestens 
270 KMW aufgewiesen haben; 

f) 'Trockenbeerenauslese' ist Beerenauslese aus edel­
faulen, rosinenartig eingeschrumpften Beeren, deren 
Saft ein Mostgewicht von mindestens 300 KMW auf­
gewiesen hat; 

g) 'Eiswein-' 1st Wein, der ausschließlich aus Weintrauben_ 
her&estellt wurde, die bei der Lese und der Kelterung 
gefroren waren, und deren Saft ein Mostgewicht von 
mindestens 220 KMW aufgewi-esen hat; solcher Wein darf 
mit keiner zusätzlichen Bezeichnung gemäß Abs. 4 lit. a 
bis f versehen sein. 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 dürfen 
Weine unter einer der dort angegebenen Bezeichnungen 
nur in Verkehr gesetzt werden, wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 lit. a bis c ge­
geben sind, 

b) sie keine Zusätze von Zucker, Traubenmost, Trauben­
saft oder Traubendicksaft erhalten haben, 

c) sie die Eigenart solcher Weine aufweisen, 

d) im Falle des Vorhandenseins einer Restsüße diese 
nur im Wege einer Gärungsunterbrechung oder durch Ver­
schneiden von Traubenmost derselben oder höheren 
Leseart hergestellt wurde, 
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e) der Wein, soferne er für die Ausfuhr bestimmt ist, 
mit der amtlichen Prüfn�er, mit dem Weingüte­
siegel oder der Weingütesiegelnummer versehen ist, 

f) der Wein mit einem Hinweis auf seine geographische 
Herkunft (§ 1 5  Abs. 1 lit. b bis g) versehen ist 
und 

g) das Lesegut - ausgenommen Kabinett, Spätlese und 
Eiswein - nicht mittels Traubenvollernter gelesen 
wurde. 11 

1 1 . § 19 Abs. 8 lautet : 

"(8) In der Vorführgemeinde hat der Erzeu�er von 
Trauben, aus denen Prädikatswein , ausgenommen Kabinett­
wein, gewonnen werden soll ,unbesc-hadet der Voraus­
setzung des Abs. 6, das geerntete Traubenmaterial in 
loser Schüttung am Tage der Lese in der Zeit von 
9 bis 21 Uhr dem Mostwäger vorzuführen (Vorführpflicht). 
Bei Lese von Spätleseweinen mittels Traubenvollernter 

-

hat ?er Erzeuger eine Kontrolle während der Lese durch 
den Mostwäger zu gewährleisten." 

1 2. § 19a lautet : 

"§  19a. Amtliche Prüfnummer, Weingütesiegel 

(1) Qualitätswein und �ualitätswein besonderer Reife 
und Leseart (Prädikatswein) darf mit einer amtlichen 
Prüfnummer versehen werden, wenn eine Untersuchungs­
anstalt in einem Zeugnis festgestellt hat, daß der 
Wein analytisch und kostmäßig der Bezeichnung, unter 
der er in Verkehr gesetzt werden soll, entspricht und 
der Verfügungsberec�tigte zum Zeitpunkt der Stellung 
des Antrages auf Untersuchung des �eines -die �bsicht, 
die amtliche Prüfnummer zu verwenden, mitteilt. 
Über das Ergebnis der Untersuchung hat die Unter-

• 
123/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 11 von 40

www.parlament.gv.at



• 
- 1 1  -

suchungsanstalt das Bundesministerium für Land� und 
Forstwirtschaft umgehend zu informieren� Die amt­
liche Prüfnummer ist auf dem Flaschenschild oder der 
Flaschenschleife anzubringen und in den Begleit� 
papieren anzugeben. 

(2) Für Qualitätswein und �ualitltswein besonderer 
Reife und Leseart (Prädikatswein), der in Österreich 
in Flaschen abgefüllt wird, ist über Antrag dem 
Verfügungsberechtigten das Recht zur Verwendung 
einer Weingütesiegelnummer in Verbindung mit dem 
Weingütesiegel zu verleihen, wenn festgestellt ist, 
daß der Wein einer Quali�ät entspricht, die kostmäßig 
über die Anforderungen des Abs. 1 hinausgeht. Diese 
Anforderungen sind vom Bundesminis�er für Land- und 
Forstwirtschaft-durch Verordnung festzulegen. über 
den Antrag auf Bewilligung der Verwendung des Wein- -
gütesiegels hat der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft binnen 10 Wochen �nter Heranziehung der 
Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Wein- und 
Obstbau mit dem Institut für Bienenkunde in Kloster­
neuburg zu entscheiden. Wird jedoch festgestellt, daß 
die Anforderungen an einen Weingütesiegelwein nicht 
erfüllt werden, die Voraussetzungen für die amtliche 
Prüfnummer (Abs. 1)  jedoch vorliegen, ist eine amtliche 
Prüfnummer zu verleihen. 

(3) Die Anträge gemäß Abs. 1 und 2 haben Name und 
Anschrift des Verfügungsberechtigten sowie Angaben 
über l\ilenge, Art, Sorte, örtliche Herkunft, beabsichtigte 
Bezeichnung und �ualitätsstufe sowie Art der Lagerung 
(Tank, Faß usw.) des Weines zu enthalten . Dem Antrag 
sind die für die Durchführung der Untersuchung er­
forderlichen Proben anzu?chließen. § 27 Abs. 2 findet 
sinngemäß Anwendung. Die Anträge sind bei einer der 
hiefür zuständigen Untersuchungsanstalt einzubringen, 
diese hat den Bundeskellereiinspektor zu verständigen. 

123/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 40

www.parlament.gv.at



- 1 2  -

Für die Tätigkeit der Untersuchungsanstalten findet 
§ 30 sinngemäß Anwendung. 

(4) Das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
. -

schaft hat den Namen des'Verfügungsberechtigten, die 
wesentlichen Daten. des Antrages gemäß Alls. 2 (wie Menge, 
Art und Herkunft des Weines) sowie das Ergebnis der 
Untersuchungen in ein mit einer laufenden Numm�r 
versehenes Verzeichnis einzutragen. 

(5) Vom Zeitpunkt der AntragsteIlung bis zum Abschluß 
des Bewilligungsverfahrens darf der Verfügungsberech­
tigte oder dessen Vertreter an dem Wein keinerlei 
Änderungen vornehmen. Von diesem Verbot bleiben Vor­
kehrungen, wie sie die übliche Pflege des Weines er­
fordert, unberührt. Der Verfügungsberechtigte hat 
ferner dem Bundeskellereiinspektor, soweit es für 
die überprüfung des Antrages und die Überwachung der 
Verwendung der amtlichen Prüfnummer oder der Wein­
gütesiegelnummer �rforderlich ist, die Besichtigung 
von Weingärten und Betriebsräumlichkeiten gemäß § 26 
Abs. 2 zu gestatten, die Abfüllung des 'Weines zu 
überwachen und zu diesem Zwecke Stichproben durchführen 
zu lassen sowie auf Verlangen in einschlägige "Auf­
zeichnungen Einsicht zu g�währen und die erforder­
lichen Auskünfte zu erteilen. 

(6) Der Verfügungsberechtigte hat zu gewährleisten, 
daß die zugeteilten PiMfnummern oder das Weingütesiegel 
ausschließlich für den/Antrag angefÜhrten Wein ver-
wendet werden. Auf Aufforderung des Bundeskellerei­
inspektors hat er die Verwendung der amtlichen Prüf-
nummer und der Weingütesiegelnummßr allenfalls in 
Verbindung mit dem Weingütesiegel nachzuweisen, die 
unbefugte Ve�wendung ist jedermann verboten. Mit der 
Übertragung des Verfügungsrechtes über einen Wein geht 

• 

auch das Recht zur Verwendung der Prüfnummer oder des 
Weingütesiegels auf den jeweils Verfügungsberechtigten über. i 
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(7) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
hat dem Verfügungsberechtigten das Recht zur Ver­
wendung des_Weingütesiegels zu entziehen, wenn 

a) sich nachträgiich herausstellt, daß der Wein bei 
Stellung des Antrages auf Bewilligung zur Ver­
wendung des Weingütesiegels der beantragten Be­
zeichnung nicht entsprochen hat, 

b) sich nachträglich herausstellt, daß die gemäß Abs. 3 
erster Satz erforderlichen Angaben unrichtig sind, 
der Verfügungsberechtigte gegen die Bestimmungen 
des Abs. 5 erster Satz verstoßen hat oder der im 
Abs. 5 dritter Satz festgelegten Verpflichtung 
nicht nachkommt oder 

c) das Weingütesiegel tatsächlich verwendet wird und 
sich herausstellt, daß der Wein nicht mehr der be­
antragten Bezeichnung entspricht; 

- d) ein Weingütesiegel für einen Wein verwendet wird, 
für den dieses Weingütesiegel nicht erteilt wurde. 

(8) Das Weingütesiegel hat die Worte 'Weingütesiegel 
Österreich' zu enthalten. Soweit Weingütesiegelwein 
für die Ausfuhr bestimmt ist, dürfen anstelle dieser 
Worte deren übersetzung in englischer oder französischer 
Sprache verwendet werden. Anstelle des Weingüte-
siegels können jedoch auch nur die Worte 'Weingüte­
siegel Öste�reich' oder die Buchstaben 'WGS' in Ver­
bindung mit der Weingütesiegelnummer verwendet werden. 
Der Hinweis, daß der Wein in Österreich abgefüllt 
wurde, ist auf dem Flaschenschild anzubringen. Die 
äußere Form dgs Weingütesiegels (wie Größe, Farbe, 
Kontrollnummer, Art der Aufmachung, Anbringung und 
BeSChriftung) hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft durch Verordnung festzulegen. 
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(9) Für die Inanspruchnahme der mit der Erledigung 
der Anträge gemäß Abs. 1 und 2 verbundenen Tätigkeit 
der zuständigen Untersuchungsanstalten und des 
Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
hat der Antragsteller ein Entgelt nach Maßgabe eines 
Tarifes zu entrichten. Den Tarif hat der Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft unter Be­

dachtnahme auf den in Durchführung dieser Tätigkeit 
verbundenen Sach- und Zeitaufwand sowie den Aufwand, der 

sich in Beziehung auf die Art dieser Tätigkeit ergibt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
durch Verordnung zu erlassen." 

17e Nach § 1 9a wird folgender § 19b eingefügt: 

-

Il§ 1 9b. Automationsunterstützter Datenverkehr • .  

Alle auf Grund dieses Bundesgesetzes mit Aufgaben 
betrauten Stellen sind nach Maßgabe der Erfordernisse 
der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsam­
keit der Verwaltung ermächtigt, personenbezogene 
Daten, die eine wesentliche Voraussetzung zur Wahr­
nehmung der ihnen durch dieses Bundesgesetz über­
tragenen Aufgaben bilden, gemäß den Bestimmungen des 
Datenschutzges�tzes, BGB1.Nr. 565/1 978, zum Zwecke 
des automationsunterstützten Datenverkehrs zu er­
mitteln, zu verarbeiten, zu übermitteln sowie auf 
Grund bestehender gesetzlicher Vorschriften in 
das Ausland zu überlassen." 

14. § 21 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

"Auf dem F laschenschild, d er F laschenschleif e o d er 
d em Korkverschluß -ist entwed er d er Abgeber , der 
Abfül ler od er, mit s einer Zustimmung, der Erz euger 
oder wer sonst den iein in Verke�r gebracht hat, 
bei aus ländischem �ein jedenf a lls d er inländi sche 
Abfüller od er der Importeur, mit Namen und Stand ort 
anzugeben ."  

• 
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15.- Dem § 21 Abs. 8 wird folgender Satz angefügt: 

"DiI' Abverlal:f von 'Heurigem' im Detailhandel über 
diesen Termin hinaus ist jedoch gestattet.1I 

16. Dem § 21 werden als,Abs. 10 und 11 angefügt: 

11(10) Bezeichnungen, die auf einen Weinbaubetrieb 
schließen lassen, wie Hauerfüllung oder Gutsab­
füllung, dürfen nur verwendet werden, wenn der Wein 
aus Trauben gewonnen wurde, die ausschließlich aus 
Weingärten des mit einer solchen Bezeichnung um­
schriebenen Betriebes stammen und in diesem verar­
beitet und abgefüllt wurden. Die Bezeichnung 'Erzeuger­
abfüllung' darf nur verwendet werden, wenn der Wein 
aus Weintrauben gewonnen wurde, die ausschließlich 
aus Weingärten des in der Bezeichnung anzuführenden 
Betriebes oder Erzeugergemeinschaften stammen und 
von diesen abgefüllt wurde. 

(11) Bergwein ist Wein, der ausschließlich aus Wein­
gärten in Terrassenlagen oder Steillagen �it einer Hang­
neigung von über' 26 % gewonnen wurde.1I 

17. § 23 Abs. 2 lit. f lautet: 

IIf) das Zuckern und das Zusetzen von Dicksaft oder 
von Zucker und Dicksaft der gleichen Obst­
gattung in dem Maße, daß das fertige Getränk 
einschließlich des auf Alkohol umgerechneten 

etwa vorhandenen Zuckers nicht mehr als 15 Rht 
Alkohol enthält;1I 

18. § 23 Abs. 4 lautet: 

" (4) Zur Herstellung von Obstdessertwein, aromati­

siertem Gbstwein, L.bstschaumwein und Zider dürfeD 

Obstweine mit Zucker in höherem als in dem im Abs. 2 
lit. d und f bezeichneten Ausmaß und mit Alkohol 
versetzt werden." 

18a. § 23 Abs. 5 entfällt. 
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19. § 24 Abs. 4-lautet: 

"(4) § 21 Abs. 1 ist auf Obstwein sinngemäß an­
zuwenden." 

20. § 26 Abs. 4 lautet: 

"(4) Die Betriebsinhaber, ihre Stellvertreter oder 
sonst �eauftragten sind verpflichtet, dem Bundes­
kellereiinspektor jede zur ordnungsgemäßen Kontrolle 

erforderliche Hilfe zu leisten oder für eine solche 
Hilfeleistung vorzusorgen und auf Befragen sämtliche 

Betriebs- und Lagerräume und -stätten, auch solche, 
die einen anderen Standort haben, bekanntzugeben, 

dem Bundeskellereiinspektor den Zutritt zu diesen 
Räumlichkeiten zu gestatten, ihn bei d er Besichtigung 
zu begleiten oder durch Personen, die mit den Be­
triebsverhältnissen vertraut sind, begleiten zu 

lassen und die geforderten Auskünfte zu erteilen.1I 

21. § 30 Abs. 8 lit_. c lautet: 

"c) das Verfahren bei Durchführung der Weinkost 
(wie Bekanntgabe der für die Verkostung mitzutei­
lender Fakten an die Mitglieder, Vorgang bei der 
Probenprüfung und der Abstimmung, Festlegung eines 
Kostschemas und der für die kostmäßige Beschrei­
bung von Weinen zu verwendenden Ausdrücke für 
Sorte, Farbe, Klarheit, Geschmack u.a., Bekannt­
gabe von Pegelweinen, insbesondere für die Ver­
leihung des Weingütesiegels, Kosterschulung und 
-weiterbildung, Führung eines Sitzungsprotokolles);" 

22. § 3 0  Abs. 12 lautet: 

"(12) Reichen zur Durchführung der im .ri.bs. 11 UID­

schriebenen Aufgaben die analytische oder sonstige 
wissenschaftliche Untersuchung und die Untersuchung 
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durch Sinnenprobe durch die Untersuchungsanstalt 

nicht aus, so ist der Wein einer kommissionellen 
Sinnenprobe zu unterziehen. Hiezu hat sich die Unter­
suchungsanstalt einer Weinkostkommission zu bedienen. 
Für diese Kommissionen haben die Abs. 5 bis 8 Anwendung 
zu finden. Wein, der mit einer amtlichen Prüfnummer 
oder dem Weingütesiegel versehen werden soll, ist 
jedenfalls einer kommissionellen Sinnenprobe zu 
unterziehen." 

23. § 33  Abs. 2 lautet: 

11(2) In die Ein- und Ausgangsbücher sind jene Angaben 
einzutragen, die eine ordnungsgemäße Kontrolle gemäß 

den Bestimmungen der §§ 25 bis 32 gewährBi.sten und die 
die Auss.tellung von Zeugnissen und Bescheinigungen 
(wie auf Grund der §§ 19, 19a und 38) ermöglichen. 
Soweit es�zur Durchführung dieser Aufgaben erforderlich 
ist, kann danach insbesondere angeordnet werden, daß 

a) einzutragen sind 

1. die zu einem bestimmten Stichtag vorhandene Menge 
an Erzeugnissen, 

2. die Namen und Anschriften jener Unternehmer, von 
denen Erzeugnisse erworben worden sind, 

3. die Namen und Anschriften der Abnehmer, an die 
Erzeugnisse geliefert worden sind, 

4. der Tag des �u- und Abganges sowie die Menge und 
Herkunft der erworbenen oder abgegebenen Er­
zeugnisse, 

5. im Eingangsbuch überdies die Menge der eigenen 

Produktion von Wein, Traubensaft und Süßreserve, 

6. Verschnittanteile und äusmaß der Aufbesserung; 

b) diese Angaben nach Jahrgang, Sorte und sonstigen 
Bezeichnungen, unter denen der Wein in Verkehr ge­
setzt werden soll, aufzugliedern sind.1I 
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24. § 33 Abs. 9 lautet: 

11(9) Von der Verpflichtung gemäß Abs. 7 sind aus­

genommen 

a) Personen, die Keltertrauben bis zu einer Menge von 
50 kg befördern, 

b ) Pxoduzenten für den Transport von Keltertrauben 

aus eigenen Weingärt�n in den eigenen Kellerei­
betrieb, in eine Winzergenossenschaft oder in einen 

Handelsbetrieb. 11 

25. § 37 Abs. 6 letzter Satz lautet: 

"Der nach dem Zollgesetz Verfügungsberechtigte hat 
eine Ausfertigung oder Kopie des Einfuhrzeugnisses 
dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaf� 
unter Bekanntgabe des Betriebes, für den der Wein be­
stimmt ist, umgehend zu übermitteln." 

26. § 37 Abs. 8 lautet: 

11(8) Die Abs. 1 bis 6 gelten nicht für 

a ) Weine gemäß Abs. 7; 

b ) Weine, für die auf Grund der Bestimmungen der §§ 14, 
30 bis 35, 37 bis 40 und 42 des Zollgesetzes 1955, 
BGB1.Nr. 129, die Zollfreiheit zu gewähren ist; 

c ) Weine, die im kleinen Grenzverkehr eingeführt 
werden und für die auf Grund zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen über den kleinen Grenzverkehr 
Zollbegünstigungen zu gewähren sind; 

. . 

d) v: eine, di e auf Grund eines zwischenstaatlichen Über­

einkommens für eine internationale Organisation oder 
deren Einrichtung frei von Eingangsabgaben abzufertigen 
sind; 
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e) Weine, die im Reiseverkehr für den persönlichen 
Verbrauch des Reisenden oder bei Übersiedlung in 
Behältnissen von 2 Litern oder weniger eingebracht 
werden, sofern die Gesamtmenge 60 Liter nicht 
übersteigt; 

f) Weine, die auf Grund eines Rechtsgeschäftes in 
Behältnissen von 2 Litern oder weniger in Sendungen 
bis zu einer Gesamtmenge von 60 Litern eingebracht 

werden." 

27. § 38 Abs. 1 lautet: 

"(1) Jeder österreichische Wein, .der ausgefÜhrt werden 
soll, ist von einer Untersuchungsanstalt zu untersuchen, 
die hiefür ein amtliches Zeugnis auszustellen hat. 
Der Bundesminister für Land- upd Forstwirtschaft hat 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz die Untersuchungsanstalten des Bundes 
oder der Länder zu bestimmen, die ermächtigt sind, 
Zeugnisse für die Ausfuhr österreichischer Weine aus­
zustellen." 

28. § 38 Abs. 2a lautet: 

"(2a) Für Wein, der ausgeführt werden soll, dessen Er­

zeugung, Behandlungsweise oder Bezeichnung nicht den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, aber denen des 
Bestimmungslandes entspricht, hat die Untersuchungs­
anstalt ein Zeugnis auszustellen, in dem Angaben über 
Herkunft und analytische Zusammensetzung und Bez eic hnung , 

unte r  der d er Wein in Verkehr ge s etzt  werden s o l l , 
allenf a l l s  das Vorhand ens ein oder F ehlen weit er er Eigen­

schaften zu bestätigen, s oweit deren Nachweis für die 

Einfu�r in das betreffende Land erforderlich ist, ent­

halt en sind . Das �rgebni s  d er Unt ersuchung i st d em 
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Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

bekanntzugeben. Der VerfügUngsberechtigte hat die 

beabsichtigte ErzeugUng dem Bundesministerium 
für Land- und "Forstwirtschaft schriftlich anzuzeigen 
sowie die erfolgte Ausfuhr nachzuweisen. " 

29. § 39 Abs. 1 lautet: 

"(1) Wein, bei dem im Zuge von Großversuchen neue 
Behandlungsweisen erprobt wurden (Versuchsweine ) , darf 

nur mit Bewilligung des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft in Verkehr gebracht werden. " 

25 ' 30. § 35 Abs. 1 lautet: 

"(1) Werden in Räumlichkeiten, die der Nachschau 

unterliegen, Obstwein oder überhaupt weinähnliche 
Getränke, Traubensaft, Traubendicksaft, gebrannte 

geistige Flüssigkeiten oder versetzte Weine zugleich 
mit sonstigem Wein herges�ellt, abgefüllt oder sonst 

aufbewahrt, so müssen alle Fässer und sonstigen Auf­
bewahrungsgefäße mit solchen Getränken an einer in 
die Augen fallenden Stelle mit einer deutlichen, 
nicht leicht verwischbaren Inschrift versehen werden, 
die den Inhalt unzweifelhaft erkennen läßt." 

31. Die §§ 40 und 41 entfallen. 

32. § 43 Abs. 3 lautet: 

n(3) Ein weinähnliches Getränk ist ohne Rücksicht 

auf di e Verwechslungsfähigkeit nachgemachter Wein 
im Sinne dieses Bundesgesetzes , wenn es aus einem 
oder mehreren der nachfolgenden Stoffen hergestellt 
wurde: aus 

a ) künstlichen Stoffen, sei es mit oder ohne Gärung 
( Kunstweine ), 
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b) Kunstwein, vermengt mit Wein oder Obstwein, 

c) Malzauszügen (Malzweine, Maltonweine), 

d) den Rückständ.en der Wein- ·oder Branntweinbereitung 

(wie Trester, Geläger oder Schlempe), 

e) getrockneten Früchten, wie Feigen, Johannisbrot, 

f) Trauben amerikanischer Ertragskreuzungen ( Direkt­
trägerwein ) ." 

33. § 44 Abs. 1 lautet: 

"(1) Es darf nicht in Verkehr gebracht werden: 

a) verdorbener Wein und Obstwein (§ 12), 

b) Versuchswein ohne Bewilligung im Sinne des § 39, 

c) verfälschter Wein (§ 42), 

d ) nachgemachter Wein (§ 43) und 

e ) verfälschter Obstwein (§ 42 Abs. 2). " 
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3 4. § 45 �autet: 

"(1) Wer 

a) Wein, der für den Verkehr bestimmt ist, verfälscht 

(§ 42 Abs. 1) oder nachmacht (§ 43), 

b) verkehrsunfähigen Wein (§ 44 Abs. 1 lit. a bis f, 
Abs. 2 und 3 )  zum Verkauf bereithält, verkauft oder 
sonst in Verkehr bringt, 

c) Obstwein, der für den Verkehr bestimmt ist, ver­
fälscht (§ 42 Abs. 2), 

d) verkehrsunfähigen Obstwein (§ 44 Abs. 1 lit. g und 

Abs. 2) zum Verkauf bereithält, verkauft oder sonst 
in Verkehr bringt oder 

e) zum Zwecke der Täuschung ein Weingütesiegel herstellt, 

verwendet oder nachahmt oder eine amtliche Prüfnummer 
verwendet, 

f) Wein entgegen den Bestimmungen der §§ 15 bis 17 zum 
Zwecke der Täuschung falscn bezeichnet, 

g) Bescheinigungen gemäß § 19 Abs. 9 zum Zwecke der 
Täuschung verwendet, nachahmt oder weitergibt, 

h) als Betriebsinhaber (Stellvertreter, Beauftragter) 
den Bestimmungen der §§ 26, 27 Abs. 1 und 29a Abs. 3 
zuwiderhandelt, 

i) Prädikatsweine entgegen § 19 Abs. 5 lit. b herstellt 
oder entgegen § 19 Abs. 5 lit. e ausführt, 

ist, sofern die Tat nicht nach den Bestimmungen des 
Lebensmittelgesetzes 1975 oder einer anderen Bestim-
mung mit strengerer Strafe bedroht ist, von Gericht 

.. 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geld­
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. Bedarf es der­
Verurteilun� zu einer Freiheitsstrafe, um den Täter von 
weiteren strafbaren Handlungen abzuhalten oder der Be­

gehung strafbarer Handlungen durch andere entgegenzuwirken, 
so kann mit der Freiheitsstrafe eine Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen verbunden werden. 
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(2) Wer eine der im Abs. 1 lit. a bis d mit Strafe 
bedrohten Handlungen fahrlässig begeht, ist mit Geld­
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(3) Erfolgt eine Verurteilung nach diesem Bundes� 

gesetz, so hat das Gericht auf die öffentliche Be­
kanntgabe des Urteiles auf Kosten des Beschuldigten �n 
der Amtlichen Wiener Zeitung und in zwei einschlägigen 
Fachzeitschriften zu erkennen. 

(4) Personen, d ie wegen mit Strafe bedrohter Taten 
nach Abs. 1 und 2 rechtskräftig schuldig erkannt worden 
sind oder nur deshalb nicht nach diesen Bestimmungen 
schuldig erkannt worden sind, weil die Tat nach an­
deren Bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht war, 
kann die Gewerbeberechtigung durch die für den Entzug der Ge­
werbeberechtigung zuständige Behörde für ständig oder 
auf eine bestimmte Zeit entzogen werden; außerdem kann 
diesen Personen die" Verwahrung anderer Getränke als 
Wein (§ 35) in Räumen, die der Nachschau unterliegen, 
von dieser Behörde untersagt werden. Die Gewerbe­
berechtigung ist zu entziehen, wenn Personen bereits 
zweimal wegen Verwässerung, Kunstweinerzeugung oder 
Erzeugung von gesundheitsschädlichen Getränken rechts­
kräftig schuld{g erkannt worden sind. Die Gerichte haben 
solche Urteile nach Eintritt der Rechtskraft der für 
den Entzug der Gewerbeberechtigung zuständigen Behörde 
mitzuteilen. " 
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35. § 51 Abs. 1 und 2 lautet: 

"(1) Wer 

a) die im § 18 vorgeschriebene Auskunft verw�igert, 

b) die Anzeigen gemäß § 11 Abs. 7 oder § 32 Abs. 1 

und 3 nicht oder nicht rechtzeitig erstattet, oder die Einf� 
zeugnisse gem. � 37 Abs. 6 nicht umgehend übermittelt, 

c) die gemäß § 33 Abs. 1 bis 5 vorgeschrie.benen Ein-

und Ausgangsbücher nicht oder nicht ordnungsgemäß 
führt oder nicht die vorgeschriebene Zeit aufbewahrt 
sowie die gemäß Abs. 7 und 8 vorgeschriebene Trans­
portbescheinigung nicht ordnungsgemäß ausstellt oder 
bei Beförderung von Erze�gnissen nicht mit sich 
führt, 

begeht, sofern die. Tat nicht nach anderen Vorschriften 

einer strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungs­
übertretung und ist mit Geld bis zu 12.000 S oder mit 

Arrest bis zu einer Woche zu bestrafen. 

(2) Wer 

a) Wein über das im § 8 Abs. 2 vorgesehene Ausmaß 
hinaus mit Traubenmost, Traubensaft oder Trauben­
dicksaft verschneidet, 

b) Lesegut oder einen Verschnitt von Lesegut mit Wein­
eines früheren Jahrganges entgegen den Bestimmungen 
des § 9 aufbessert oder sonst nicht versetztem Wein 
Zucker zusetzt, 

c) die gemäß lit. a oder b behandelten Weine zum Ver­
kauf bereithält, verkauft oder in Verkehr bringt, 

d) Frühmost oder frühen Sturm entgegen den Bestimmungen 

des § 1 1  Abs. 6 zu Wein verarbeitet, 

e) verdorbenen ',''-ein entgegen den Bestirr:mungen des � 12 
Abs. 4 nicht unmittelbar dem Verarbeitungsbetrieb 
zuführt, 
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f) in Betriebsräumen entgegen den Bestimmungen des 

§ 34 Versuche durchführt, 

g) bei der Lagerung von Wein und anderen Getränken in 
, ' 

denselben Räumlichkeiten den ,Bestimmungen des § 35 
über die Kennzeichnung und Lagerung zuwiderhandelt, 

h) weinfremde Stoffe oder Gemenge solcher Stoffe 
entgegen den Bestimmungen des § 36 lagert, 

i) Wein entgegen den Bestimmungen des § 37 einführt, 

begeht, sofern die Tat nicht nach dem Lebensmittel­

gesetz 1975 oder anderen Vorschriften einer strengeren 

Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist 
mit Geld bis zu 60.000 S oder mit Arrest bis zu vier 
Wochen zu bestrafen, bei erschwerdenden Umständen kann 

-auf beide Strafen erkannt werden. n 

36. § 51 Abs. 3 lit. c entfällt. 

37. -§ 53 Abs. 3 entfällt. 

123/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)26 von 40

www.parlament.gv.at



• Zl. 12.601/01-1 2/85 

Weingesetz-Novelle �985 

ERLÄUTERUNGEN 

Allgemeines: 

Das Weingesetz 1961 hat den Bereich der Weinwirtschaft 
insoweit geregelt, als dies dem Bund auf Grund der ver­
fassungsmäßigen Kompetenzverteilung möglich war und als 
es_sich nicht um die finanzielle Förderung des Weinabsa�es 
handelt. Schwerpunkt der weinrechtlichen Regelungen waren 

und sind daher die Regelungen über die Behandlung und Be­
zeichnung des Weines, über die Ein- und Ausfuhr sowie über 
die Weinaufsicht. 

Seit 1961 wurde das Weingesetz mehrmals novelliert. Im 
heurigen Jahr scheint eine weitere, umfangreiche Novellierung 
erforderlich, um den Erfordernissen des Marktes Rechnung zu 
tragen. 

Die Entwicklung der letzten Jahre- war durch ein europaweites 
Oberangebot, daraus resultierenden Schwierigkeiten beim 
Absatz der Produkte und durch einen Verfall-der Preise 
gekennzeichnet. 

Durch legistische Maßnahmen auf dem Gebiet des Weinrechtes 
sollen die Bemühungen der Weinbauern und des. Weinhandels 
unterstützt werden, die eine weitere Anhebung der Qua�ät 
sowie die Schaffung von Möglichkeiten zum Absat z  neuer 
Produkt e  zum Zie l  haben.  

Die Nove l le enthält folgende Schwerpunkte: 

1. Die Herabsetzung des Mindestmostgewichtes in Jahren, 
in denen besonders ungünstige Reifeverhältnisse vorliegen, 
soll für bestimmte Weinbaugebiete möglich sein. Voraus­
setzung für eine solche Maßnahme sollen ein Antrag des zu­
ständigen Landeshauptmannes und die Festsetzung eines 
Lesetermines durch das Land sein. 
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2. Die Erzeugung und das Inverkehrbringen alkohol armer 
Weine soll gestattet werden. 

3. Die Erzeugung von Rotwein oder Rosewein durch Verschneiden 
von Weißwein und Rotwein soll ab 1. Jänner 1989 verboten 
sein (T.äuschung des Konsumenten). 

4. Im Rahmen der Lesegutaufbesserung sollen höchstens 4,5 kg 
Zucker je Hektoliter Most zugesetzt werden dürfen (derzeit 

5 kg bzw. 7 kg in Jahren, in denen die Reifeverhältnisse 

besonders ungüostig sind). 

5. Es soll gestattet werden, während des ganzen Jahres Sturm 

zu erzeugen. 

6. "Kabinettwein " soll als Qualitätswein besonder_er Reife und 

Leseart ( Prädikatswein ) gelten, wobei die Restsüße mit 

6 g je Liter begrenzt werden soll. 

7� Hinsichtlich des Weinexportes und des Weingütesiegels sollen 
folgende Grundsätze zur Diskussion gestellt werden: 

a) Qualitätswein darf-im Tank exportiert werden, wenn er 

analytisch und kostmäßig entspricht und eine amtliche 
Prüfnummer erhalten hat. 

b) Qualitä�swein darf �n Flaschen exportiert werden. wenn 
er analytisch und �ostmäBig entsprXht und entweder eine 
amtliche Prüfnummer oder das Weingütesiegel erhalten 
hat. 
Wein, der-das Weingütesiegel verliehen bekommt, muß 
hinsichtlich der Kost höhere Anforderungen erfüllen als 
Wein, der eine amtliche Prüfnummer erhält. 

8. Es soll geregelt werden, unter welchen Voraussetzungen ein 
Wein als "Landwein" bezeichnet werden darf. 
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9. Wein; der aus Weingärten in Terrassenlagen gewonnen 
wird, soll als "Bergwein" bezeichnet werden dürfen. 

10. Der �port von Wein, der wohl den gesetzlIchen Anforderungen 
des Importlandes, aber nicht dem österreichischen Weingesetz 
entspricht, soll ermöglicht werden. 

11. Die Erzeugung und Abgabe von Direktträgerwein und Haustrunk 
soll nicht mehr zulässig sein. 

1 2. Das Stra·fausmaß sowohl bei gericht·lich strafbaren Hand­
lungen als auch bei Verwaltungsübertretungen soll er­

höht werden. 

Verfassungsrechtliche_Kompetenzverteilung: 

Die Regelungen über das Inverkehrbringen basieren auf dem 
Kompetenztatbestand "Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes" 
(Art. 10 Abs. 1 Z. 8 B-VG), die Bestimmungen über die 
Kontrolle sind Maßnahmen des "Ernähungswesens einschließlich 
der Nahrungsmittelkontrolle " (Art. 10 Abs. 1 Z. 12  B-VG) , 
die Vorschriften über die Ein-'und Ausfuhr stützen sich auf 

den Kompetenztatbestand "Waren- und Viehverkehr mit dem 
Ausland" (Art. 10 Abs. 1 Z. 2 B-VG). 

Regelungen, die unmittelbar die Weinproduktion betreffen, 
fallen nach Art. 15 Abs. 1 B-VG in Gesetzgebung und Voll­

ziehung in die Zuständigkeit der Länder. Auf diesem Gebiet 
kann daher der Bundesgesetzgeber nicht tätig werden. 

Kosten: 

Die Verpflichtung zur Schulung der Mitglieder der Weinkost­
kommissionen, sowieme in der Folge im Zuge der Änderung 
der Geschäftsordnung der Weinkostkommission vorzusehende 

A ufstOCkung der Anzahl der Koster führen zu geringfügigen 

Mehraufwendungen (jährlich ca. 200.000 Schil ling ) , die jedoch 

im. Interesse der Förderung der Qualitätsproduktion und der 
Hebung des Ansehens des österreichischen Weines im 1n- und 
Ausland in Kauf genommen werden müssen. 
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Hinge"wiesen werden soll im vorliegenden Zusammenhang auch 
auf den Umstand, daß es notwendig ist, die Einhaltung der 

weinrechtlichen Vorschriften noch stärker als bisher zu 
kontrollieren. Im Laufe der Zeit wird daher eine Aufstockung 

des Personalstandes der Bundeskellereiinspektion zu erfolgen 
haben, die jedoch in keinem Zusammenhang mit den vorge­

schlagenen Novellierungspunkten stehen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird wie folgt 
Stellung genommen : 

Zu Z. 1 (§ 1 Abs. 1 und 2): 

In Jahren besonders ungünstiger Reifeverhältnisse soll das 

Mindestmostgewicht nicht mehr generell für alle Weinbau­

gebiete, sondern nach Bedarf für ein oder mehrere Weinbau­

gebiete über Antrag des jeweiligen Landes bis auf 1 10 KMW 

herabgesetzt werden können. Voraussetzung für ein-e Herab­
setzung soll weiters -auch die Festlegung eines Lesetermines 

durch das Land sein, um eine zu frÜhe Lese zu verhindern. 

Um dem Erfordernis nach Erweiterung der Produktionspalette 

Rechnung zu tragen, wurden die Bestimmungen über versetzte 

Weine überarbeitet und ein sog. "alkoholarmer aromatisierter 

Wein" eingeführt, dessen Alkoholgehalt mindestens 5 Rht 

betragen darf. Bei Perlwein und Schaumwein wurde der 

Kohlensäureüberdruck in Anpassung an internationale Normen­

neu geregelt. 

Zu Z. 2 (§ 2): 

Durc� die ReGelung von Sturm is � �� �ar es notwend ig, auch 

dieses rrodukt in den § 2 aufzunehmen. 

• 
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• Zu Z. 3 (§ 5 Abs. 2): 

Für die Erlassung der Verordnung wurde lediglich das gemäß 
§ 57 erforderliche Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Handel, Gewerbe und Industrie und für Gesundheit und 

Umweltschutz eingefügt. 

Zu Z. 4 (§ 7 Abs. 4 und 5): 

Im Hinblick auf die Möglichkeit, durch neue Produkte den 

österreichischen Weinmarkt zu ept1asten, soll die Er-

zeugung von alkoholfreiem Wein ermöglicht werden. Die Er­

zeugung dieses Produktes soll jedoch von der Weinaufsicht 

überwacht werden können, daher ist die Absicht dem zuständigen 

Bundeskellereiinspektor mitzuteilen. 

Zu Z. 5 e§ 8 Abs. 5): 

Zum Schutze des Konsumenten und im Interesse der Bezeich­

nungswahrheit soll der Verschnitt von Weiß- und Rotwein 

zur Erzeugung von Rotwein oder Rosewein verboten werden. 

Um den Produzenten zu ermöglichen, sich an die geänderte 

Situation anzupassen, soll diese Regelung- nicht sofort, son­

dern erst ab der Ernte 1989 gelten. 

Zu Z. 6 e§ 9 Abs. 4): 

Im Zusammenhang mit der Änderung des § 1 Abs. 1 soll die 

bisherige Bestimmung, daß in Jahren besonders ungünstiger 

Reifeverhältnisse bis zu 7 kg Zucker zugesetzt werden darf, 

wegfallen und wird die Grenze der Aufbesserung auf 4, 5 kg 

Zucker bzw. inländischer Traubendicksaft herabgesetzt. Die 

Grenze von 4, 5 kg entspricht der EG-Rege1ung in Normaljahren. 

Zu Z. 7 es 10 Abs. 2 1it. a bis c): 

Bez�glich der Behanjlung von alko holar�en aroffiatiEierten 

�einen wird festgeleGt, daß zur �rhbhung des hlkoholgehaltes 

wie in der EG nur Weindestillat (mindestens 58 Rht) zu-

• 
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gesetzt werden darf, der Zusatz von pflanzlichen Würz­

stoffen oder anderen natürlichen Stoffen darf, wie bei 

Wermut, auch in Form von wässrigen Auszügen erfolgen. 

Zu Z. 8 (§ 1 1  Abs. 4 bis 7): 

Mit den eingefügten Abs. 4 und 5 sollen die Begriffe 

Traubenmost und Sturm gesetzlich definiert werden, wie 

dies derzeit bereits bei Traubensaft der Fall ist (Abs. 1). 
Für Frühmost und frühen Sturm wurde eine iwlindes.tmost-

grenze von 1 1 0 KlvIW festgelegt. 1�aßgeblich war hiebei die 

Überlegung, daß zur Zeit der Frühmostlese die Notwendigkeit 

einer etwaigen reifebedingten Herabsetzung der Mindest­

mostgrenze für Wein von 1 3  auf 1 1 0 Klv� noch nicht voraus­

sehbar ist und für diese speziellen Getränke überdies die 

Mindestmostgrenze von 1 30 KMW (§ 1 Abs. 1 lit. b) auch nicht 

erforderlich erscheint. Der bisherige Abs. 5 wird, inhalt­

lich gleichlautend, zum neuen Abs. 7. 

Zu Z. 9 (§ 1 6  Abs. 1 und 2): 

• 

So wie dies bisher schon bei �ualitätsweinen verlangt wurde, 

soll nunmehr bei jedem "Österreichischen Wein" (auch Rotwein) 

gewährleistet sein, daß der Wein zu 1 00 % aus inländischen 

Trauben stammt. Dies bedeutet allerdings, daß die inländische 

Produktion in Hinkunft trachten muß, in Jahren günstiger 

Farbausbeute bei Rotweinen einen bestimmten Anteil dieser 

Weine für Verschnittzwecke vorrätig zu halten. 

Zu Z. 10 und 11 (§ 19 Abs. 1 bis 5 und 8): 

Durch die Aufnahme eines neuen "':eint)'}) s (leicht, trocken), 

des sog. 'Land ... ·Jeines', in S 19 'v'lird es numLe}�r auch- ::..öglich 

sein, bsterreichischen �ein unter dieser Bezeichnung zu 

exportieren. Um diesen Wein von den Normalweinen (Tisch- und 

rafelweinen) qualitativ abzuheben, wurden besondere Erforder-
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nisse für Landwein festgelegt , etwa die Herkunft aus 

-einer Weinbauregion sowie Höchstalkoholgehalt ( 1 1  Rht ) 

und Zuckerrest von 4 Gramm je Liter. 

Ein Export von "(,ualitätswein soll nur mehr möglich sein , wenn 

der Wein mit einer amtlichen Prüfnummer oder bei in Flaschen 

abgefülltem �ualitätswein wahlweise mit der amtlichen Prüf­

nummer oder mit dem Weirigütes-iegel bzw. der 'v�-eingütesiegelnummer 

versehen ist. 

Kabinettweine werden, so wie in der Bundesrepublik Deutschland , 

in die �iste der Prädikatsweine aufgenommen , sollen je-

doch den Typ des trockenen Prädikatsweines darstellen. Sie 

sollen allerdings von der Vorführpflicht und damit von der 

Kontrolle durch die Mostwäger vorerst ausgenommen werden, 

da dies zu einer besonderen Belastung der Weinaufsicht 

für..ren würde. 

Die Lese mittels- Traubenvollernter wird für Kabinettweine , 

Spätleseweine sowie Eisweine ausdrücklich für zulässig 

erklärt bzw. die maschinelle Lese für alle anderen Prädikats­

stufen verboten. Da die Vorführung in loser Schüttung 

bei Spätleseweinen , die mittels Traubenvollernter gelesen 

werden , problematisch ist, muß eine Kontrolle während 

der Lese durch den Mostwäger möglich sein. 

Zu Z. 1 2  ( §  1 9a) : 

Die Prüfung von �ualitätsweinen und �ualitätsweinen 

besond erer Reife und Leseart muß im Hinblick darauf , 

daß nunmehr auch alle �ualitätsweine beim Export amtlich 

zu prüf en sind, neu ger e g e lt w e rd en . Dazu kommt , d a ß  d a s  

W e i ng;jt e s i e ge l a l s  amt l i c h e s  Früf z e i c h en im Aus l and 

der V. i rt s c haft ver l an gt wurd e , das S i e g e l  dur c h  e i n e  

Prüfnummer zu ersetzen. 
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Die amtliche Prüfnummer kann im Inland für Ic(,ualitätsweine 

und Prädikatsweine verwendet werden, wenn der Wein von 

einer Untersuchungsanstalt analytisch und kostmäßig un­

tersucht wurde und der Bezeichnung entspricht, unter 

der der Wein in Verkehr gesetzt werden soll. Der Unter­

suchungsanstalt ist jedah bei Stellung des Antrages auf 

Untersuchung des Weines mitzuteilen,
. 
daß eine amtliche 

Prüfnummer verwendet werden soll. 

Wird �ualitätswein oder Prädikatswein in Österreich 

in Flaschen abgefüllt, so ist dem jeweils Verfügungs­

berechtigten über Antrag- das Recht zur Verwendung des 

Weingütesiegels zu verleihen, wenn der Wein qualitativ 

( kostmäßig ) über die Anforderungen an einen Wein mit 

der amtlichen Prüf nummer hinausgeht. Für die Verleihung 

des Weingütesiegels soll weiterhin das Bundesministerium 

für Land- und Forstwirtschaft zuständig bleiben, 

die Untersuchung j edoch nur von der Höheren Bundeslehr­

und Versuchsanstalt für Wein- und Obstbau mit Institut 

für Bienenkunde in Klosterneuburg durchgeführt werden. 

Für die kostmäßige Beurteilung von Weingütesiegelweinen 

soll z. B. nicht mehr die einfache Stimmenmehrheit ge­

nügen und ein Pegelwein für jede �ua litätsstufe fest­

gelegt werden ( hiefür wäre die Geschäftsordnung für 

Weinkostkommissionen entsprechend zu ändern). Wird je­

doch bei der Untersuchung des Weines festgestellt, daß 

kostmäßig die Anforderungen an einen
·
Weingütesiegelwein 

nicht erfüllt werden, jedoch die Voraussetzungen für die 

amtliche Prüfnummer vorliegen, ist eine amtliche Prüf­

numoe r  z u  v e r l e i he n . 

B e irr:. Lx; o rt v o n  �).4 (�ü i t iit f: - un d F r s :: : ka t f ':: e i Yl e n  im T ank s o l l  

z ",..' i ng en d  d i e  aIllt l i c h e  FTt;.f num.r::.. e r  vorg e s e � e n  we r d e n , b e i  i n  

Österreich in Flaschen abg efüllten Weinen kann, wenn die 
I 

• 

• 

Voraussetzungen vorliegen , das Weingütesiegel verliehen werden. 

Das Weingütesiegel selbst muß jedoch nicht verwendet werden, 
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e s  kann durch die Weingüt e s ie ge lnummer mit d em Hinwei s ,  

d aß d er W e in in Österreich in F lasc hen abgefüllt wurd e , 
ersetzt werd en . 

Das Recht zur Verwendung des  Weingüt e s iegels  ist  bei  

Vorliegen d er im Abs .  7 aufge z ählten Gründe d em j eweils 

Verfügungsberecht igt en mit Bescheid  zu ent z i ehen . Di e 

Weiterverwendung des  Weingü� e s iege ls nach Entz i ehung i s t  

strafbar . 

Di e bi sher gelt ende Bestimmung , daß bei  zweimaligem 

Ent zug des  S iege ls innerhalb von 2 Jahren weitere 

Bewilligungen versagt werd en ,  war zum Gro ßt ei l  auf d en 

Export von Prädi katsweinen im Tank abge s t e llt . 'Mit 

Rücks icht darauf , d aß d as Weingüt e s iege l nur für in 

Österreich in Flaschen abgefüllte Weine verliehen wird , 
scheint d i e  Regelung entbehrlich.  
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Zu Z .  1 3  ( §  1 9b ) : 

Im Hinb lick auf d i e  Anf ord erungen d e s  Dat enschutz ­

ge setzes  s o ll eine ges etz liche Grund lage ge schaffen 

werden , d i e  es  ermöglicht , p ersonenbez ogene Dat en zu er­

mitteln und allen Ste l len , d i e  dies e b enöti gen , zu über­

mitteln .  

Zu Z .  14  ( §  2 1  Abs .  4 z we it er Satz ) :  

Bei aus länd ischem W ein muß nunmehr auch d er im Inland 

Verantwort liche , und zwar d er Abfüller oder d er Import eur , 

angegeben werd en . 

Zu Z .  1 5  ( §  21 Abs .  8 let z t er Satz ) :  

Mit die ser Bestimmung s o l l  d em Detai lhänd ler d i e  Möglich­

keit gegeben werd en , ' Heurigen ' ,  der noch vor d em 31 . Dez em­
b er ange liefert wurde , aber b i s  zu d i e s em Termin nicht 

mehr verkauft werd en konnte , abzuverkaufen . 

Zu Z .  1 6  ( §  21 Abs .  1 0  und 1 1 ) :  

Die Be z e ichnungen ' Hauerfüllung ' und ' Gut s abfüllung ' s ind 
ausdrücklich nur dem Produz enten vorbehalten , der d en 
W e in in s e inem Betrieb verarbeitet und abfüllt . Die  Be ­

z e ichnung ' Erz eugerabfüllung ' ist - s o  wie auc h  in d er EG -

neben dem Produz enten auch Erz eugergemeinschaften vor­
behalt en . Di e Bezeichnung ' Originalabfüllung ' i s t  d amit 

auc h  irr. Hinb lic k auf �b s .  1 ni cht zuläs s i g .  

J i e 3 e = e � c �nung ' B e r g� e in ' 2 0 1 1  au s s c t l i e E l i c h  f ü r  � e in 

v e r � e � � e t  � e r d e n  d : r� e n , d e r  i n  i� a�� - und � e rr a s s e n l a� s �  [ e � C �� E �  

wurde , a l s o  i n  Lagen , d i e  s chwer z u  bearb e i t en s ind . 
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Zu Z .  1 7  ( §  23 Ab s .  2 1it . f ) : 

In Anpas sung an d ie Markt erford erni s s e  erscheint e s  not­

wendig ,  bei  Beeren- und Steinobs twein d i e  Alkoholober­
grenz e von 13 auf 1 5  Rht hinaufzus etz en . 

Zu Z .  18  (§ 23 Ab s .  4 ) : 

Zu der hi er in Betracht kommend en Gruppe von Obstweinen 

gehört auch der b isher nicht mitauf gez ah lte  0b stschaum­
wein . In den lit . d und f des  Ab s .  2 ist  j ewei ls d as 

zuläs s ige Zuckerungsausmaß fe stgelegt , .  d as nach d er vor­

liegenden Rege lung �berschritten werden darf . Di e d i es­

bezüg lichen Ergänzungen waren d aher vorzunehmen . 

Z u  Z .  1 8a (� 23 Abs .  5) : 

Durch Wegfall d e s  § 41 ( Haustrunk ) i s t  e s  notwendig , auch 
b e i  Obstwein d i e  Möglichkeit d er Haustrunkerz eugung zu 

streichen . 

Zu Z .  1 9  ( §  24 Ab s .  4 ) : 

Die Bezeichnungen ,  d i e  im § 21 Abs .  1 für Wein verboten 

s ind ( wi e  echt , natur , rein , biolo gi sch etc . ) ,  s o llen 

auch für Obstwein nicht verwendet werd en dürfen . 

Zu Z .  20 (§ 26 Ab s .  4 ) : 

Mit d er Ergänzung d e s - §  26 Ab s .  4 s oll  s icherge s t e l lt 

werden , d aß d er Betri ebs inhaber dem Bund e skellereiinspekt or 
auch die notwendige Hi lfelei stung b ei d e r  Kont ro l l e  
( etwa bei der Probenentnahme) z u  gewähren- hat . 

Zu  Z .  2 1  ( �  30 �b s .  � l i t .  c) : 

Für d i e  Durchführung der  Weinko st i st e s  gerad e im Hin­
b lick auf d ie strengen gesetz l ichen Anf ord erungen an 
�ualität s - und Präd ikat sweine erf o rd erlich , Pege lweine 

festzusetzen und di e Ko s t er entsprechend zu schulen und 
weit erzubilden . 
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Zu Z .  22 ( §  3 0  Ab s .  1 2 ) : 

Bei d er Unt ersuchung von �ualitätsweinen , für d i e  eine 
amtliche Prüfnummer oder  das Weingüt e s iegel �rwendet ---
werden s o l l , i st zwingend e ine kommi s s i one l l e  S innenprobe 

durch eine Weinko stkommis si on erforderlich . 

Zu Z .  23 (§  33 Abs .  2 ) : 

Für die  Kontro l l e  der  Weinb ewegungen ist  e s  erf ord erlich , 

d aß nicht nur d ie Ge s amtmengen d e s  Zu- und Abgange s ,  

s ondern auch die genauere Bezeichnung d e s  Weines , unt er 
d er er in Verkehr ges et z t  werden soll , d as Aus maß d er- Auf­

b e s s erung , d i e  Verschnittantei le  sowi e die  Produkti on 

von Traubenmos t  und Süßr e s erve im Kel lerbuch gesondert 
einzutragen s ind . 

Zu Z .  24 (§  33 Abs . 9 ) : 

Der Transport vo n  Keltertrauben durch d en Produz enten 

• 

s o l l  genere ll ( ohne z eit liche Befristung ) von d e r  Ver­
pflichtung einer Transpo rtbes cheini gung ausgenommen werden . 

Damit unt erli egt etwa sehr spät geerntetes  Traubenmat erial ( z . B .  

für Ei swe in ) nicht mehr d i e s er Verpf lichtung . 

Zu Z .  25 (§  37 Abs .  6 ) : 

Um aus ländi s chen Wein im Inland weiter verfo lgen zu  k?nnen , 

ist  e s  erford erlich , daß dem Bund esminist erium für Land­
und Forstwirtschaft neben einer Ausfert igung d e s  Einfuhr­
z eugn i s s e s aue l":. d er 3 e t r i eb , f�r d e n  d e r :. e i n  b e s t iIDI.t i s t , 

mit getei lt wi rd .  

Zu Z .  2f C L  3 7  =b 2 .  Q \ • 
� )  . 

Kleins endungen von � e in , d i e  in Beh�ltni s s en bis zu 
2 Lit ern e ingeführt werd en , so llen nunmehr b i s  zu einer 
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Ges amtmenge von 60 Lit ern ohne Wertgrenz e vom Nachwei s 
der Einfuhrfähigkei t  ausgenommen werd e� . Sie  brauchen d a­

her, auch wenn s ie von keinem Einfuhrz eugnis  begleitet 
werden , in Österreich nicht untersucht werd en . 

Zu Z .  27 (§  38 Ab s .  1 ) :  

Im Gegensat z  zur d erz eit igen Recht s lage , n.ach d er W ei n  

bei  d er Ausfuhr nur unt ersucht werd en muß , wenn das Import­

land d i e s  verlangt , soll  künftighin j ed er zu export i erend e 
Wein unt ersucht werd en .  Über das Ergebni s d i es er Unt er­

suchung ist e in Export z eugni s auszust e l len . 

Zu Z .  28 (§  38 Abs .  2a) : 

Durch d i e  Aufnahme d ie s er Bestimmung s o ll d i e  Möglich­

keit geschaf f en werd en , Erz eugnis s e  auszuführen , d i e  zwar 
in Öst erreich den weinrechtlichen Bestimmungen nicht ent ­

sprechen , wohl aber den Anforderungen d e s  Import st aat e s . 
Di e Erz eugung und d er Export müs sen aber d em Bund e smini ­
s t erium für Land- und Forstwirt schaft angez e i gt werd en , 

sodaß d i e s e  Produkte von d er Erz eugung b i s  zur Ausfuhr 
überwacht werd en können .  

Z u  Z .  29 ( §  39 Ab s .  1 ) :  

Mit der Änd erung d i e s er Bestimmung s o l l  klargestellt 

werd en , daß im Zuge von Gro ßversuchen nicht nur ein bi�­

her noch nicht zuge las s ener Zusat z s t off , sond ern genere ll  

neue Behand lungswei s en erprobt werd en können . 

Zu z ,  30 b i s  3 3  ( § §  3 5  Ab s .  1 , 40 , 41 , 43 Ab s .  3 �nd 44 Ab s . 1 ) : 

J'-lrc t d en ·;, e bf a l l  d e r  .D e s t im:::;u�gen üb e r  D i r e kt t r ä g e rN e i ::  

und Eaustrunk müs s en auch die Bestimmungen der  oben an­
geführt en Paragraphen entsprech end geändert werd en . 
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Zu Z .  34 bis 36 (§§  45 und 51 Ab s .  1 bis 3 ) : 

Neben einer Erhöhung d e s  Strafausmaße s  auf das Dopp e lt e  

wurden in die  gericht lich zu  ahndenden Delikt e  d a s  Zuwid er­

hand eln gegen d i e  §§ 26 , 27 Abs .  1 und 29a Abs .  3 ( lit . h )  

und das Zuckern von Prädikat swe inen sowi e die  Ausfuhr von 

Präd ikatsweinen ohne amt liche Prüfnummer oder ohne Weingüt e­

s i e ge l  ( lit . i )  aufgenommen . 

Bei  e iner yerurteilung s o l l  d i e  öff ent liche Bekanntgab e  

zwingend vorgesehen werd en , und zwar i n  der  amt lichen Wiener 

Z e itung und zwei e inschlägi gen Fac hzeitungen . Außerdem s o l l  

d i e  Gewerbeberechtigung entz o gen werden ,- wenn b ereits  zwei ­

mal eine rechtskräftige Verurtei lung wegen Verwäss erung , 

Kunstweinerzeugung oder Erz eugung gesundheitssc hädl icher 

Getränke erfo lgt ist . 

Zu Z .  37 (§  53 Ab s . 3 ) :  

Durch Aufnahme der Zuckerung von Prädikat sweinen in den  

§ 45 Abs .  1 lit . i muß § 53 Ab s .  3 entfal len .  
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